
 
 
 

Satzung 
 

 

des 

 

 

Bayerischen Hebammen 

Landesverbandes e. V. 

 

 
 

I. Name, Sitz und Zweck des Verbandes 
 
§ 1 Name und Sitz 
 
Der Verband führt den Namen Bayerischer Hebammen-Landesverband e.V. (BHLV). Er ist in 



dem Vereinsregister des Amtsgerichtes München eingetragen. Sitz des Verbandes ist 
München. Die Verwaltung kann am Wohnort der jeweiligen 1. Vorsitzenden geführt werden. 
Der Bayerische Hebammenlandesverband e.V. ist Mitglied im Deutschen Hebammenverband 
e.V. (DHV). 
 
§ 2 Aufgaben des Verbandes 
 
Der Verband hat die Aufgaben: 

1. Unter Wahrung der parteipolitischen und konfessionellen Neutralität die 
beruflichen und wirtschaftlichen Interessen aller angeschlossenen 
Hebammen wahrzunehmen und zu fördern. 

2. Die berechtigten Belange der Hebammen insgesamt vor Volksvertretern,  
Behörden, Gerichten sowie vor der Öffentlichkeit in allen mit dem 
Hebammenberuf zusammenhängenden Fragen zu vertreten.  

3. In Zusammenarbeit mit anderen Organisationen und den zuständigen  
staatlichen Stellen die Fürsorge für Schwangere, Gebärende, Wöchnerinnen  
und Säuglinge sowie die Gesundheitserziehung der Bevölkerung zu  
unterstützen. 

4. In allen Fragen der beruflichen Aus- und Fortbildung mitzuwirken. 
5. Die Mitglieder regelmäßig über Änderungen und Neuerungen auf dem  

Gebiet des Hebammenwesens zu unterrichten.  
 
§ 3 Wirtschaftliche Tätigkeit  
 

1. Der Zweck des BHLV ist nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb  
gerichtet.  

2. Alle Mittel des Verbandes sind zweckgebunden für Aufgaben des Verbandes 
zu verwenden. 

3. Bei Auflösung oder bei Aufhebung des Verbandes oder bei Wegfall des  
bisherigen Zweckes beschließt die auflösende Delegiertenversammlung  
über die weitere Verwendung des Vermögens. 

 
 
 

II. Regelungen zur Mitgliedschaft 
 
§ 4 Mitgliedschaft/Wechsel der Mitgliedschaft  
 
Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Darüber entscheidet der Vorstand. Gegen eine  
ablehnende Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zugang schriftlich Beschwerde  
eingelegt werden, über die von der nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung  
entschieden wird. Die Beschwerdeentscheidung wird schriftlich zugestellt. Ein Anspruch auf  
Mitgliedschaft besteht nicht. Der Antrag ist an die Bundesgeschäftsstelle des DHV zu leiten. 
 
Der Verband hat  

• ordentliche Mitglieder  

• außerordentliche Mitglieder  

• werdende Hebammen  

• Förderer 

• Ehrenmitglieder  
 

1. Mitglieder (ordentliche Mitglieder) im BHLV können sämtliche staatlich  
anerkannten Hebammen werden, die in Bayern ihren Wohnsitz haben oder  
ihren Beruf ausüben. Bei vorangegangenem Ausschluss aus einem anderen  
Landesverband kann der Vorstand einen Antrag auf Aufnahme in den BHLV  



ohne Angabe von Gründen ablehnen.  
2. Außerordentliche Mitglieder sind Hebammen, die entweder dauernd  

(Ruhestand) oder auf Zeit den Beruf nicht ausüben. Die außerordentliche  
Mitgliedschaft erhalten auf Antrag auch Hebammen, die vorübergehend im  
Ausland tätig sind. Außerordentliche Mitglieder werden nicht als  
Vertragspartner an die Krankenkassen gemeldet. Außerordentliche  
Mitglieder, die aktive Kreissprecherinnen, Landes- oder Bundesdelegierte,  
sowie Beauftragte in den Ländern sind, haben Stimm- und Wahlrecht.  

3. Bei werdenden Hebammen geht die Mitgliedschaft automatisch in die  
Vollmitgliedschaft über. Den werdenden Hebammen steht nach der  
Ausbildung ein außerordentliches Kündigungsrecht zu, das innerhalb von  
sechs Monaten auszuüben ist und mit dem Eingang der Kündigung bei der  
Geschäftsstelle des DHV wirksam wird.  

4. Förderer 
Keine Mitglieder des Verbandes sind natürliche oder juristische Personen,  
Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, die die Ziele und den  
Zweck des Deutschen Hebammenverbandes ausschließlich ideell und/oder  
finanziell fördern. Diesen Personen oder Personenvereinigungen stehen  
weder ein Stimmrecht noch sonstige mitgliedschaftliche Rechte zu. 

5. Ehrenmitglieder 
Ehrenmitglieder werden beitragsfrei als Verbandsmitglied geführt. 
Ehrenmitglieder können solche Personen werden, die sich um den Verein 
besonders verdient gemacht haben. Vorschläge zur Ehrenmitgliedschaft 
erfolgen auf Antrag der Mitglieder. Die Mitgliederversammlung entscheidet 
über die Ehrenmitgliedschaft mit einfacher Mehrheit. Ordentliche und 
außerordentliche Mitglieder, denen die Ehrenmitgliedschaft verliehen wird, 
behalten ihre Rechte als ordentliche bzw. außerordentliche Mitglieder.   

6. Mitgliedschaft einer Hebamme wird im Falle eines Wechsels der 
Mitgliedschaft innerhalb der 16 Landesverbände des Deutschen 
Hebammenverband e.V. automatisch begründet, ohne dass es eines 
Antrages und einer Zustimmung bedarf. Der Wechsel der Mitgliedschaft wird 
grundsätzlich mit schriftlicher Erklärung des wechselnden Mitgliedes 
gegenüber dem DHV wirksam, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 
(6) vorliegen und der Wechsel gemäß Absatz (7) nicht ausgeschlossen ist. 
Über das Vorliegen der Wirksamkeit des Mitgliedschaftswechsels 
entscheidet der DHV. 

7. Ein Wechsel der Mitgliedschaft innerhalb der 16 Landeshebammenverbände 
des DHV kann nur dann wirksam durchgeführt werden, wenn das 
wechselnde Mitglied seinen Wohnort und/oder Praxissitz außerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs des BHLV außerhalb des Bundeslandes Bayern 
nachweislich verlegt. Der Nachweis über die Verlegung ist der Erklärung an 
den DHV beizufügen. Die Erklärung kann erst nach vollzogener Verlegung 
abgegeben werden. 

8. Ein wirksamer Wechsel der Mitgliedschaft ist ausgeschlossen, wenn zum 
Zeitpunkt der Erklärung gegenüber dem DHV gegen das wechselnde 
Mitglied ein Ausschlussverfahren anhängig ist und das Mitglied darüber 
Kenntnis besitzt. Das wechselnde Mitglied hat dem DHV in der Erklärung 
darüber entsprechend Auskunft zu erteilen. 

9. Das wechselnde Mitglied erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass 
der DHV im Zusammenhang des Mitgliedschaftswechsels, die beteiligten 
Landeshebammenverbände mit den dafür notwendigen Daten versorgt. 

 
10. Die gleichzeitige Mitgliedschaft der Personen nach den Ziffern 1, 2 und 3 in 

einem anderen mit dem DHV und / oder dem Bayerischen Hebammen 
Landesverband e.V. (BHLV) in seinen Tätigkeitsgebieten / in seinem 
Tätigkeitsgebiet im Wettbewerb stehenden Interessenverein oder einer 



sonstigen mit dem DHV und / oder dem Bayerischen Hebammen-
Landesverband e.V. (BHLV) berufspolitisch konkurrierenden 
Interessensgruppierung ist ausgeschlossen. 

 
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder  
 

1. Jedes Mitglied ist berechtigt, nach Maßgaben der Satzung an allen  
Einrichtungen des Verbandes teilzunehmen. Jedes Mitglied genießt den  
Schutz und die Vertretung durch den Verband in allen 
Hebammenangelegenheiten. Ein einklagbarer Anspruch auf Rechtsvertretung 
durch den Verband besteht nicht.  

2. Jedes Mitglied ist verpflichtet die Ziele des Verbandes zu fördern und zu  
unterstützen.  

3. Personenstands- und Namensänderungen, Wohnsitz- und Arbeitsplatz-
wechsel sind zeitnah der Geschäftsstelle des DHV mitzuteilen.  

4. Die Mitgliedsbeiträge werden durch Delegiertenbeschluss des DHV  
festgesetzt.  

5. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
6. Veröffentlichungsorgan ist die Zeitschrift Hebammenforum vom DHV.  

 
§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft  
 
Die Mitgliedschaft endet:  

1. durch freiwilligen Austritt.  
Der Austritt ist nach Ablauf einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum  
Jahresende zulässig. Die Kündigung hat durch einen eingeschriebenen Brief 
an die Geschäftsstelle des DHV zu erfolgen.   

2. durch Ausschluss.  
a) Der Ausschluss eines Mitglieds ist nur zulässig, wenn das 

auszuschließende Mitglied die Interessen des Landesverbandes oder  
satzungsgemäße Ziele grob verletzt hat, sich erheblicher 
Berufsverfehlungen schuldig gemacht hat, grob gegen die Grundsätze der 
Ethik der Hebammen verstößt, mit seiner Beitragszahlung länger als 12  
Monate im Verzug ist oder gegen die Vorgabe nach § 4 Ziffer 10 verstößt. 
Vor Ausschluss eines Mitglieds ist die zuständige Vertretung des Kreises 
zu hören und dem Mitglied sind die Vorwürfe schriftlich bekannt zu geben. 
Das Mitglied erhält die Möglichkeit innerhalb einer angemessenen Frist 
dazu Stellung zu nehmen. 

b) Der Ausschluss erfolgt durch den Vorstand des Landesverbandes. 
c) Gegen den Beschluss des Vorstandes ist die Berufung an die  

Delegiertenversammlung des Landes möglich. 
d) Nach Ausschluss verliert das Mitglied sämtliche Rechte. 

3. durch Tod. 
 
 
 

III. Gliederung des Verbandes 
 

Organe des Verbandes sind Kreise, die Mitgliederversammlung, der erweiterte Vorstand und 
der Vorstand.  
 
§ 7 Kreise  
 

1. In jedem bayerischen politischen Kreis können die Hebammen sich zu einer  
oder mehreren Gruppierungen zusammenschließen und eine Kreissprecherin 
wählen. 



2. Der Zusammenschluss/die Wahl einer Kreissprecherin ist durch geeignete  
Medien allen Mitgliedern im Kreis bekannt zu geben. 

3 Die Kreissprecherin muss Mitglied im BHLV sein und im Landkreis wohnen 
oder arbeiten.  

4 Die Kreissprecherin lädt einmal jährlich zu einer ordentlichen 
Kreisversammlung ein. 

5 Die Kreissprecherin trägt Sorge, dass die Beschlüsse des Verbandes im  
Kreis bekannt werden und übermittelt regionale Informationen. Die  
Kreissprecherin hält sowohl zum Vorstand des BHLV sowie zu den  
Mitgliedern Kontakt und leitet die Kreisversammlungen. 

6 Kreisgruppen sind organisatorische Untergliederungen des Landesverbandes 
und haben keine eigene Rechtsfähigkeit. Sie sind an Weisungen des  
Landesverbandes gebunden. Für die Kreise gelten die 
Satzungsbestimmungen des Landesverbandes. 

7 Die Kreissprecherin ist automatisch Delegierte für die jährliche  
Mitgliederversammlung. 

 
§ 8 Mitgliederversammlung  
 

1. Aufgaben der Mitgliederversammlung   
a) Die Wahl des Verbandsvorstandes (1. Vorsitzende, 2. Vorsitzende,  

Schatzmeisterin und Schriftführerin), der  
Kassenprüferinnen und der Beauftragten 

b) Entlastung des Vorstandes   
c) Genehmigung der Kassenführung  
d) Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge  
e) Satzungsänderungen   
f) Auflösung des Verbandes  

g) Wahl der Landesdelegierten für die Bundesdelegiertentagung des 
Deutschen Hebammenverbandes e.V. 

 
2. Organisation der Mitgliederversammlung  

a) Im Landesverband ist jährlich mindestens eine 
Mitgliederversammlung abzuhalten, entweder in Form einer 
Präsenzversammlung oder als virtuelle Delegiertenversammlung 
(Onlineversammlung). Der Vorstand entscheidet durch Beschluss, nach 
welchem Verfahren die Delegiertenversammlung abgehalten wird. Im 
virtuellen Verfahren ist die gemeinsame Anwesenheit der Delegierten an 
einem Ort nicht erforderlich. 

 
b) Der Vorstand kann außerordentliche Mitgliederversammlungen einberufen. 

Eine solche ist auch einzuberufen, wenn mindestens 25% der Delegierten 
dies unter Angabe der gewünschten Tagesordnung schriftlich beim 
Vorstand beantragen. Die Mitgliederversammlung hat dann innerhalb von 
drei Monaten statt zu finden. 
   

c) Ort, Zeit und Tagesordnung der Mitgliederversammlung hat der 
Vorstand mindestens vier Wochen vorher unter Bekanntgabe der 
bereits vorliegenden Anträge durch ein Einladungsschreiben den 
Delegierten bekannt zu geben. Dies kann elektronisch erfolgen. 
  

d) Anträge zur Mitgliederversammlung können vom Vorstand, 
von Beauftragten und von jeder Kreissprecherin gestellt werden. 
Anträge müssen mindestens fünf Wochen vor der Tagung dem 
Vorstand eingereicht werden. Mitglieder können bei ihrer Kreissprecherin 
oder dem Vorstand Anträge anregen.  



e) Sämtliche Verbandsmitglieder sind berechtigt an der Mitglieder-  
versammlung teilzunehmen; sie haben Rederecht nur soweit, als ihnen die  
Versammlungsleiterin dies zugesteht.  

f) Vorstandsmitglieder des DHV sind berechtigt, an allen Mitglieder-  
versammlungen teilzunehmen.  

g) Zwei Regionalsprecherinnen der Organisation der JuWeHen sind 
berechtigt, an der Mitgliederversammlung teilzunehmen 

h) Der Vorstand kann Gäste zur Mitgliederversammlung zulassen. Diese 
haben kein Rede- oder Antragsrecht, sofern ihnen dieses nicht durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung zuerkannt wird. 

 
3. Delegierte der Mitgliederversammlung   

Delegierte sind die Stimmberechtigten der Mitgliederversammlung.  
Delegierte sind: 
a) Mitglieder des Vorstandes und des Erweiterten Vorstandes.  
b) Jede Kreissprecherin oder ihre gewählte Stellvertreterin.  
c) Kreise bis zu 50 Mitgliedern stellen eine Delegierte (die Kreissprecherin).  

Pro 50 weitere Mitglieder im Kreis erhöht sich die Zahl der Delegierten um  
jeweils eine. Die zusätzlichen Delegierten werden bei der 
vorangegangenen Kreistagung gewählt.  

d) Falls die Anzahl der Stimmberechtigten nicht 1% der Mitglieder entspricht,  
wird innerhalb der nächsten vier Wochen eine neue Mitgliederver-
sammlung von der Vorsitzenden einberufen, die unabhängig von der  
Teilnehmerinnenzahl abstimmungsfähig ist.  

e) Jede Stimmberechtigte hat nur eine Stimme.  

f) Die beiden Regionalsprecherinnen (Region 6) der JuWeHen haben 
Rederecht. Ein Stimmrecht kommt ihnen nicht zu.  
Sind die beiden Regionalsprecherinnen der JuWeHen jedoch Mitglied im  
Bayerischen Hebammenlandesverband e.V., haben sie Stimmrecht. 

 
g) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich.  

 
4. Mehrheit und Verfahren für Wahlen und Beschlüsse.  

a) Bei Abstimmungen ist eine einfache Stimmenmehrheit erforderlich. Bei  
Stimmengleichheit entscheidet die Stichwahl.  

b) Die Mitglieder des Vorstandes und des erweiterten Vorstandes werden auf  
vier Jahre gewählt und bleiben bis zur ordnungsgemäßen Neuwahl oder  
Nachwahl im Amt.  

c) Für alle Ämter im BHLV ist nur eine einmalige Wiederwahl zulässig.  
d) Die Abwahl eines Vorstandsmitgliedes kann während der Amtszeit mit 2/3  

Mehrheit bei der Mitgliederversammlung erfolgen. Daraufhin hat sofort  
eine Neuwahl stattzufinden.  

e) Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des  
Landesverbandes müssen mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Delegierten  
gefasst werden.  

f) Im Falle der Auflösung des BHLV ist gleichzeitig mit 2/3 Mehrheit der  
anwesenden Delegierten über die Verwendung des Verbandsvermögens  
zu entscheiden.  

g) Eine Beschlussfassung kann auch schriftlich unter anwaltlicher Aufsicht  
stattfinden, soweit nicht über eine Verschmelzung mit einem anderen  
Verein oder Verband beschlossen werden soll.  
 

5. Prüfung der Kasse  
a) Zur Prüfung der Kassen- und Rechnungsführung haben die Delegierten  

jährlich zwei Kassenprüferinnen zu wählen, die nicht dem Vorstand  
angehören.  



b) Die Kassenprüferinnen haben die Verwaltung der Kasse und des  
Verbandsvermögens sorgfältig zu überwachen. Sie sind befugt, jederzeit  
Einsicht in die Kassenbücher und Auskunft über die Vermögensverwaltung  
zu erlangen.  

c) Den Bericht haben sie der Mitgliederversammlung vorzulegen. 
 

6. Sitzungsleitung und Niederschrift  
a) Über Anträge, Verhandlungen und Beschlüsse hat die Protokollführerin  

eine Niederschrift aufzunehmen. Beschlüsse, die auf gestellte Anträge  
erfolgen, sind durch die Vorsitzende sofort zu formulieren und der  
Protokollführerin zu diktieren. In der Niederschrift der Tagung sollen nur  
die grundsätzlichen und wichtigen Ausführungen zum Ausdruck gebracht  
werden. Es steht einer Delegierten frei, ihre abweichende Ansicht über  
einen Beschluss in der Niederschrift besonders dokumentieren zu lassen.  
Die Niederschrift ist von der Protokollführerin und der Versammlungs-
leiterin der Mitgliederversammlung zu unterzeichnen.  

b) Die Mitgliederversammlung wird von der Landesvorsitzenden geleitet. Die 
Leitung kann von ihr delegiert werden. Die Delegierten der Mitgliederver-
sammlung können jedoch auch eine Versammlungsleiterin für die jeweilige 
Versammlung wählen.  

 
§ 9 Erweiterter Vorstand (EV)  
 

1. Der EV berät den Vorstand.   
2. Dem EV gehören neben den Vorstandsmitgliedern die Beauftragten an. Bei  

Bedarf können Ausschüsse gebildet werden, deren Leitung dem EV  
ebenfalls angehört.  

3. Bei Ausfall eines Vorstandsmitgliedes kann ein Mitglied des EV als Vertreter  
bestimmt werden.  

4. Der EV soll über sämtliche Anträge beraten.  
5. Der EV kann Beschlüsse fassen, sofern diese nicht in den Aufgabenbereich  

der Mitgliederversammlung fallen.  
6. Die Sitzungen des EV finden nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr 

statt. Der Vorstand oder mindestens die Hälfte des EV können bei Bedarf 
weitere Sitzungen einberufen. Die Einladung zur Sitzung des EV erfolgt  
schriftlich, mindestens 10 Tage vorher mit Angabe der Tagesordnung.  

7. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Für das Verfahren der Beschlussfähigkeit 
gilt Kap. III, § 8 Absatz 4 der Satzung.  

8. Beauftragte des BHLV sind nicht zu eigenständiger, politischer Außen-  
vertretung berechtigt. 

 
§ 10 Vorstand   
 

1. Der Vorstand besteht aus der 1. Vorsitzenden, der 2. Vorsitzenden, der  
Schatzmeisterin und der Schriftführerin.   

2. Vorstand gemäß § 26 BGB sind die 1. und die 2. Vorsitzende. Jede ist für  
sich alleine vertretungsberechtigt.  

3. Im Innenverhältnis gilt: Die 2. Vorsitzende soll nur dann handeln, wenn die 
1. Vorsitzende verhindert ist.  

4. Der Vorstand arbeitet nach einer Geschäftsordnung, die er sich selber geben 
kann.  

5. Der Verband stellt die Vorstandsmitglieder von der Haftung für einfache 
Fahrlässigkeit frei.  

6. Der Vorstand ist berechtigt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung 
vorzunehmen, die Gerichtsbehörden (Amtsgericht, Registergericht) für die 
Eintragung der Satzung in das Vereinsregister als erforderlich ansieht. 



 
§ 11 Personalausschuss 
 

1. Der Personalausschuss besteht aus der 1. Vorsitzenden, der 2. Vorsitzenden 
und der Schatzmeisterin und der Schriftführerin. 

2. Aufgaben des Personalausschusses sind: 

• der Abschluss, die Änderung und Beendigung von Dienstverträgen mit 
Vorstandsmitgliedern, 

• die Erklärung und Entgegennahme von Kündigungen von Dienstverträgen 
mit Vorstandsmitgliedern, 

• Festlegungen zur Handhabung des Ersatzes notwendiger Auslagen des 
Vorstandes, 

• die Abstimmung zur zeitlichen Festlegung des Urlaubs von 
Vorstandsmitgliedern, 

• die Entgegennahme von Anzeigen und Nachweisen bei Dienst- und 
Arbeitsverhinderungen von Vorstandsmitgliedern, 

• sonstige Rechtshandlungen und Erklärungen, die die Durchführung von 
Verträgen mit Vorstandsmitgliedern betreffen, soweit nicht ausdrücklich 
eine anderweitige Zuständigkeit. 

3. Bei Handlungen und Erklärungen des Verbandes gegenüber einem 
Vorstandsmitglied bilden zwei von dem betroffenen Vorstandsmitglied 
unterschiedliche Mitglieder des Personalausschusses den 
Personalausschuss und vertreten den Vorstand. Dies gilt entsprechend für 
Handlungen und Erklärungen eines Vorstandsmitglieds gegenüber dem 
Verband. 

 
§ 12 Ämter 
 

1. Die Amtsträgerinnen der Wahlämter im BHLV werden bei der Mitgliederver-
sammlung durch die Delegierten gewählt. 
Jede Zulassung zur Wahl zu einem Wahlamt des Vorstandes setzt voraus, 
dass dem Vorstand mindestens fünf Wochen vor der angestrebten Wahl eine 
schriftliche Bewerbung gemäß Stellenbeschreibung auf das angestrebte Amt 
zugegangen ist.   

2. Der ordentliche Amtsantritt der neu gewählten 1. Vorsitzenden erfolgt  
spätestens vier Monate nach dem Tage der Wahl. Die Einzelheiten der 
Amtsübergabe und Einarbeitung sind in der Geschäftsordnung für den 
Vorstand niedergelegt. Im Einvernehmen mit der  
bisherigen 1. Vorsitzenden kann der Zeitpunkt des Amtsantrittes zeitlich  
vorverlegt werden. Die bisherige 1. Vorsitzende bleibt so lange im Amt, bis  
die neu gewählte 1. Vorsitzende ihr Amt angetreten hat. Die vorstehend  
genannte Regelung zum Amtsantritt spätestens vier Monate nach erfolgter  
Wahl ist entsprechend auf die weiteren im BHLV bestehenden und von der  
Landesdelegiertentagung gewählten Ämter anzuwenden.   

3. Wird ein Amt durch Amtsniederlegung, Tod oder sonstigen Gründen vorzeitig 
frei, kann der Vorstand dieses Amt kommissarisch bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung besetzen.  

4. Die Organe des Verbandes werden auf vier Jahre gewählt. Eine einmalige  
Wiederwahl ist zulässig.   

5. Die Bezahlung der ersten Vorsitzenden richtet sich in der Höhe mindestens  
nach den Vorgaben des DHV. Alle anderen Amtsträgerinnen und  
Angestellten erhalten eine angemessene Vergütung, die der erweiterte  
Vorstand nach den finanziellen Möglichkeiten und verbandspolitischen  
Notwendigkeiten bestimmt.  

6. Kein Mitglied kann gleichzeitig ein Amt im Präsidium des DHV und im  
Vorstand eines Landesverbandes innehaben. Wird ein Wahlamt im  



Präsidium des DHV oder im Vorstand eines Landesverbandes  
angenommen, erlöschen bisherige Wahlämter automatisch. 

 
 
 

IV. Verhältnis zum Deutschen Hebammenverband (DHV) 
 

1. Die Landesdelegierten und Ersatzdelegierten für die 
Bundesdelegiertentagung des DHV werden entsprechend den Regelungen 
in der dortigen Satzung – in der Fassung der letzten BDT 2022 – gewählt, 
sodass gewährleistet ist, dass die aus Bayern entsandten Delegierten den 
neuen Vorgaben der DHV-Satzung zur Bestimmung der Delegierten zur BDT 
entsprechen bzw. diese erfüllen. 
Maßgeblich für die Anzahl der zu wählenden Delegierten ist die Zahl der 
Mitglieder am 31. August eines jeden Kalenderjahres. 
Die Mitglieder des Vorstandes gelten als gesetzte Delegierte. 
Dies muss durch die Wahl der Delegierten bei der Mitgliederversammlung 
bestätigt werden. 

2. Grundsatzbeschlüsse der Bundesdelegiertentagung des DHV sind für den  
Landesverband verbindlich; Grundsatzbeschlüsse sind vor der Beschluss-  
fassung als solche zu kennzeichnen.   

3. Der BHLV führt das Logo des DHV e.V.  
4. Verträge über die Versorgung mit Hebammenhilfe  

Für die Mitglieder des Bayerischen Hebammen Landesverbandes gilt:  
Der DHV ist ermächtigt, mit den Spitzenverbänden der Krankenkassen  
Verträge über die Versorgung mit Hebammenhilfe durch freiberuflich tätige  
Hebammen und deren Vergütung zu schließen. Für die dem Deutschen  
Hebammenverband angehörenden Hebammen entfalten diese abge-  
schlossenen Verträge unmittelbare Rechtswirkung. Gleiches gilt für Verträge, 
die der DHV oder seine Landesverbände mit den Krankenkassen über die  
Vergütung für Selbstzahlerinnen oder für die Pflege, Unterkunft und  
Verpflegung in Geburtshäusern oder Entbindungsheimen abschließen.  

 
Satzung errichtet am 10.08.1948 und zuletzt geändert durch Neufassung der Satzung in der 
Mitgliederversammlung des BHLV in München am 24.September 2025. 
 
 

 
 
 
 

Mechthild Hofner  
1.Vorsitzende des  
Bayerischen Hebammen Landesverband e. V. 

 


